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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

NEK Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin

BFS Bundesamt fur Statistik

WBK-SR Kommission fir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Sténderats

SGG Schweizerische Gemeinnutzige Gesellschaft

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SSV Schweizerischer Stadteverband

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

SBK Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmanner

EKS Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz

CBCES Schweizer Bischofskonferenz, Kommission fur Bioethik

iEH2 Institut fur Ethik, Geschichte und Geisteswissenschaften, Medizinische
Fakultat, Universitat Genf

MERH_UZH Kompetenzzentrum Medizin - Ethik - Recht Helvetiae

MIGUNIBE  Zentrum fur Gesundheitsrecht und Management im Gesundheitswesen

SPO SPO Patientenschutz

HLI Human Life International Schweiz

HGS Hippokratische Gesellschaft Schweiz

APOL Arzte und Pflegefachpersonen gegen Organspende am Lebensende

DFJP Département fédéral de justice et police

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CNE Commission nationale d'éthique

OFS Office fédéral de la statistique

CSEC-CE Efrtnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

SSUP Société suisse d'utilité publique

CdC Conférence des gouvernements cantonaux

UPS Union Patronale Suisse

uvs Union des Villes Suisses

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

ASI Association suisse des infirmiers et infirmieres

EERS Eglise évangélique réformée de Suisse

CBCES Commission de bioéthique de la Conférence des évéques

iEH2 Institut Ethique Histoire Humanités, Faculté de médecine, Université de
Genéve

MERH_UZH Centre de Compétence Médecine - Ethique - Droit Helvetiae

MIGUNIBE Centre pour le droit de la santé et la gestion des soins de santé

OSP OSP Organisation suisse des patients

HLI Human Life International Suisse

SHS Société Hippocratique Suisse

MIOF Médecins et Infirmieres contre le Don d'Organes en Fin de Vie
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MARIANNE BENTELI

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Bevélkerungsentwicklung

Die standige Schweizer Wohnbevdlkerung wuchs 2003 gemass den Berechnungen des
Bundesamtes flr Statistik (BFS) um rund 50'000 Menschen auf insgesamt 7'364'100
Personen. Das entspricht einer Zuwachsrate von 0,7% (2002: 0,8%). Obwohl der
Immigrationsiberschuss im Vorjahresvergleich um 12% zurlckging, blieben die
Einwanderer hauptverantwortlich fir das Bevolkerungswachstum. Ihre Zahl Uberstieg
jene der Ausgewanderer um 43'000, womit sie vier Flnftel der gesamten Zunahme
ausmachten. Dementsprechend war auch die Wachstumsrate der auslandischen
Bevolkerung mit 1,6% mehr als doppelt so hoch wie jene der Gesamtbevolkerung. Die
Zahl der Schweizer Staatsangehorigen nahm demgegentber lediglich um 0,5% zu. Wie
immer seit 1993 resultierte dieses Plus ausschliesslich aus Einblrgerungen (35'400). Am
stérksten war das Wachstum in der Genferseeregion (1,3%), bei dem die Kantone Genf,
Waadt, Freiburg, Wallis und Schwyz die Rangliste anfihrten. Einen geringen Ruckgang
mussten die Kantone Uri, Basel-Stadt, Appenzell Ausserrhoden und Jura hinnehmen.

Aus den Resultaten der Volkszahlung 2000 ging hervor, dass die Entwicklung der
Schweizer Wohnbevdlkerung im vergangenen Jahrzehnt von zunehmender Alterung,
mehr Scheidungen und weniger Heiraten gepragt war. Das Bevdlkerungswachstum war
Uber die verschiedenen Altersgruppen sehr ungleich verteilt. Am stérksten nahm die
Gruppe der Uber 80-Jahrigen mit einem Plus von 17,4% zu. Insgesamt 787 Menschen
waren mehr als 100 Jahre alt; diese Zahl hat sich gegenlber der Volkszahlung von 1990
mehr als verdoppelt. Zwei Altersgruppen nahmen zwischen 1990 und 2000 ab: Die Zahl
der Kinder unter sechs Jahren ging um 1,1% zurlck, jene der jungen Erwachsenen
zwischen 18 und 29 Jahren sogar um 17,6%. Der starke Rickgang bei den jungen
Erwachsenen liegt laut BFS einerseits bei den geringen Kinderzahlen der 68er
Generation und andererseits beim Rekrutierungsstopp fur auslandische Arbeitskrafte in
den 90er Jahren. Der Altersquotient - die Zahl der tUber 64-Jahrigen im Verhéltnis zu
den 20- bis 64-Jahrigen - nahm seit 1990 von 23 auf 24,8% zu.

Gewachsen ist auch die Zahl der Ledigen und der Geschiedenen. Im Alter von 30 Jahren
waren 46,1% der Bevdlkerung noch unverheiratet; 1990 waren es nur 33,5% gewesen.
Die Zahl der Geschiedenen stieg im vergangenen Jahrzehnt um 38%. Im Alter zwischen
48 und 58 Jahren war fast jeder Achte geschieden. Einen starken Einfluss auf Heirat
und Scheidung haben laut BFS Geschlecht und Nationalitdt. Die Manner heiraten im
Durchschnitt drei Jahre spater als die Frauen und bleiben haufiger ledig. Mit 50 Jahren
sind 11% der Manner ledig, aber nur 9,1% der Frauen. Diese werden aber in der Regel
friher im Lebenslauf von Scheidungen betroffen und bleiben auch haufiger als Ménner
dauerhaft geschieden. Aufféllig ist laut BFS, dass sich bei den auslandischen
Staatsangehdrigen wesentlich traditionellere Familien- und Partnerschaftsformen
finden.

Die Auswertung der Ergebnisse nach Familienformen ergab, dass zwischen 1990 und
2000 wie in den vorherigen Jahrzehnten die Zahl der Privathaushalte (Haushalte ohne
Heime oder ahnliche Institutionen) landesweit nochmals starker zugenommen hat als
die Wohnbevdlkerung, némlich um 9,6% auf 3.12 Mio.; im gleichen Zeitraum wuchs die
Wohnbevélkerung lediglich um 6,0%. Ein eigentlicher Boom von neuen Privathaushalten
war in der Innerschweiz feststellbar, wobei dieser fast ausschliesslich durch die
Zunahme der kleinen und kleinsten Haushalte verursacht wurde. Die grdssten
Zunahmen wurden in Zug (+26,6%), Schwyz (+24,5%) sowie Ob- und Nidwalden (je rund
+23%) registriert. Gesamtschweizerisch ist der Trend zu kleinen Haushalten
ungebrochen. Dies zeigte sich insbesondere am Anteil der Einpersonenhaushalte.
Machten diese im Jahre 1960 noch 14,2% der privaten Haushalte aus, so waren es 2000
bereits 36,0%. Die Tendenz zu kleinen Haushalten ist besonders ausgepragt in den
urbanen Kantonen und Gemeinden der Schweiz. Die hochsten Anteile an
Einpersonenhaushalten fanden sich wie bereits 1990 in den Kantonen Basel-Stadt (wo
mittlerweile jeder zweite Haushalt von einem Single bewohnt wird) sowie Genf und
Zurich, wo zwei von funf Haushalten Einpersonenhaushalte sind. '
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.08.2020
JOELLE SCHNEUWLY

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.10.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. Marz 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekémpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stutzen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verflgungen als Reaktion auf schwere Storungen der
offentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft Uber die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz iiber die gesetzlichen Grundlagen fiir Verordnungen des
Bundesrates zur Bewaltigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu befahigen, auch kinftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzuflhren und anzupassen.

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verklrzte Vernehmlassung geschickt, in welcher Uber 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwdhnisch gegenlberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grdssere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Anderungsvorschlage oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, Al, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsatzlich fur den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis fur das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdriickliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem spateren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstlitzung. Wahrend ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, knlpften die
GLP, die Grunen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble a
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstitzten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdricklich ab - keine einzige stellte sich somit
ausdrucklich dagegen.

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Anderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte - namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezugls] der Kantone» und die vollstindige Uberarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezlglich der Einddmmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behorden festlegen. Er betrifft Uberdies auch den
Auslanderinnen-, Auslander- und Asylbereich, die Entschadigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie ursprunglich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Fiar Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. ?

Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, veroffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehmenden vollumfénglich oder grundsétzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehorten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstltzerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Grinde fur die ablehnende Haltung wurden die
Beflirwortung der Volksinitiative (JU), des Erklarungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.lv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungslésung (APOL) und der Wunsch nach
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.10.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

Beibehaltung der aktuell glltigen erweiterten Zustimmungslésung (HGS) aufgefuhrt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurlckfihren, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Griinden zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehodrigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zuléssig sein soll, wenn die
Angehorigen erreicht werden kénnen. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grésstenteils beflirwortet, wobei verschiedene Anderungsvorschlage eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden kénnen sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geéaussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerfihrung
zukommen soll, weil sie bereits Uber ein Register verflige. Ferner wurde der Information
der Bevolkerung Uber das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen. °

Anfang Juni 2021 reichte der Kanton Freiburg eine Standesinitiative ein, mit der er
bezwecken wollte, dass der Zuckergehalt von Produkten in der Nahrwertdeklaration
aufgefiihrt werden muss. Darlber hinaus soll eine fur die Konsumentenschaft
«lesbare» und «zum Vornherein verstandliche Kennzeichnung» verpflichtend werden.
Gemass Initiative geht dieses Anliegen nicht nur mit der nationalen Strategie zur
Bekdmpfung der nichtlibertragbaren Krankheiten einher, sondern starkt auch die
kantonalen Aktionsprogramme Bewegung und Erndhrung. Die WBK-SR prifte das
Geschaft Ende Oktober 2021 zusammen mit einer Standesinitiative des Kantons Genf.
Sie beantrage, den beiden Initiativen keine Folge zu geben (FR: 6 zu 1 Stimmen bei 5
Enthaltungen; GE: 8 zu O Stimmen bei 4 Enthaltungen), da das Thema bereits in einem
Postulat der SGK-NR behandelt werde. *

In der Wintersession 2021 nahm sich der Standerat einer freiburgischen
Standesinitiative zur klaren Darstellung der Menge des schnellen Zuckers in
Lebensmitteln an. Die Behandlung erfolgte zusammen mit einer Standesinitiative des
Kantons Genf. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) erléduterte, weshalb die
WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben méchte: Die Kommission teile
zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von Zucker fur die offentliche
Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der Ansicht, dass in diesem Bereich
bereits einiges unternommen worden sei. Germann fihrte als Beispiele den Nutri-
Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des Zuckergehalts in Joghurts und
Mueslis und die Schweizer Ernahrungsstrategie 2017-2024 auf. Zudem mochte die
Kommission die Berichte in Erfullung der Postulate 20.3913 und 21.3005 abwarten,
bevor lber weitere Schritte entschieden wird. Stillschweigend gab die kleine Kammer
den beiden Standesinitiativen keine Folge. ®

In der Wintersession 2021 nahm sich der Standerat einer Standesinitiative des Kantons
Genf zur Begrenzung des Zuckergehalts in industriell hergestellten Getranken und
verarbeiteten Lebensmitteln an. Die Behandlung fand zusammen mit einem
Kantonsbegehren aus Freiburg statt. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH)
erlduterte, weshalb die WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben
mochte: Die Kommission teile zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von
Zucker fur die offentliche Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der
Ansicht, dass in diesem Bereich bereits einiges unternommen worden sei. Germann
flhrte als Beispiele den Nutri-Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des
Zuckergehalts in Joghurts und Mdueslis und die Schweizer Erndhrungsstrategie
2017-2024 auf. Zudem mochte die Kommission die Berichte in Erfullung der Postulate
20.3913 und 21.3005 abwarten, bevor Uber weitere Schritte entschieden wird.
Stillschweigend gab das Stockli beiden Standesinitiativen keine Folge. ¢
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.11.2022
JOELLE SCHNEUWLY

Ende November 2022 gab die WBK-NR einer Standesinitiative aus Genf, welche den
Zuckergehalt in industriell hergestellten Getréanken und verarbeiteten Lebensmitteln
begrenzen wollte, keine Folge. In ihrem Bericht begrindete die Kommission ihren
Entschluss mit der freiwilligen Zuckerreduktion durch die Lebensmittelherstellenden
und verwies dabei auf die Erklarung von Mailand. Im deren Rahmen habe bereits eine
erfolgreiche Zuckerreduktion in Joghurts und Frihstlckscerealien stattgefunden. Die
Kommission beflirwortete weiter die derzeit laufende Prifung einer moglichen
Ausweitung auf weitere Produktkategorien. Ausserdem hob sie
Umsetzungsschwierigkeiten hervor, weil auch einige natlrliche Produkte - etwa
Fruchtsaft - Uber viel Zucker verfugten. Nicht einverstanden damit zeigte sich eine
Minderheit rund um Stefania Prezioso Batou (egsols, GE). Sie hob den Handlungsbedarf
aufgrund der Schédlichkeit von Zucker sowie der steigenden Zahl an Ubergewichtigen
Personen sowie Diabetikerinnen und Diabetikern in der Schweiz hervor. Die Genfer
Standesinitiative wurde zusammen mit einer ahnlichen Standesinitiative aus dem
Kanton Freiburg (Kt.lv. 21.315) diskutiert, welcher ebenfalls keine Folge gegeben wurde. ’

1) Presse vom 18.3., 3.9.03 und 23.8.04

2) BBI, 2020, S. 6563 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.8.20

3) BBI, 2020, S. 9547 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung; TA, 16.12.19; AZ, 24.12.19
4) Medienmitteilung WBK-SR vom 26.10.21

5) AB SR, 2021, S. 1274 f.

6) AB SR, 2021, S. 1274 f.

7) Bericht WBK-NR vom 18.11.22
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